
Öffentliche Bekanntmachung der Geneh-
migung des Änderungsverfahrens 48 MH 
Sport- und Freizeitanlagen Uhlenhorst-
weg zum Regionalen Flächennutzungs-
plan der Planungsgemeinschaft Städte-
region Ruhr auf dem Gebiet der Stadt 
Mülheim an der Ruhr 

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen haben in 
ihren Sitzungen vom 20.03. bis 04.05.2023 die folgende 
Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan für die 
Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr beschlos-
sen: 

48 MH Sport- und Freizeitanlagen Uhlenhorstweg 

Die Landesplanungsbehörde hat die o. g. Änderung zum 
Regionalen Flächennutzungsplan mit Erlass vom 
31.08.2023 (Aktenzeichen: 51.12.03.07-000001-2023-
0004709) gemäß § 41 Abs. 2 Landesplanungsgesetz 
(LPlG) NRW vom 03.05.2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 08.07.2021 
(GV. NRW. S. 904), im Einvernehmen mit den fachlich 
zuständigen Landesministerien genehmigt. 

Gemäß § 14 LPlG NRW vom 03.05.2005 (GV. NRW.  
S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 08.07.2021 (GV. NRW. S. 904), in Verbindung mit
§ 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB), in der bis zum
06.07.2023 gültigen Fassung (Fassung der Bekannt-
machung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634)), zuletzt

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 6) wird die Änderung zum Regionalen 
Flächennutzungsplan – einschließlich Textteil/Begrün-
dung, Umweltbericht und der Zusammenfassenden 
Erklärung – beim Regionalverband Ruhr (Regionalpla-
nungsbehörde) zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 

Alle Planunterlagen können darüber hinaus nach Wirk-
samkeit der Änderung auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/ 
regionaler_flaechennutzungsplan.html eingesehen wer-
den und sind auch über das zentrale Internetportal des 
Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de 
zugänglich. Über den Inhalt der Änderung wird auf Ver-
langen bei den einzelnen Städten der Planungsgemein-
schaft Auskunft erteilt. 

Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan 
wird mit den ortsüblichen Bekanntmachungen durch die 
Städte der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der 
gesonderten öffentlichen Bekanntmachung durch die 
Landesplanungsbehörde gemäß § 14 LPlG NRW vom 
03.05.2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 08.07.2021 (GV. NRW.  
S. 904), im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW Ziel der
Raumordnung.

Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz 
(ROG) vom 22.12.2008 (BGBl. I, S. 2986), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl.  
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2023 I, Nr. 88) geändert worden ist, sind Ziele der 
Raumordnung von den öffentlichen Stellen und Privaten 
in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen zu beachten. 
Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den 
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung 
öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen zu berücksichtigen. 
 
Hinweise: 
 
I.   Gemäß § 11 Abs. 5 ROG wird auf Folgendes hinge-

wiesen: 
 
    Unbeachtlich werden 
 
    1.   eine nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 beachtliche 

Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

 
    2.   nach Abs. 3 beachtliche Mängel des Abwägungs-

vorgangs, 
 
    3.   eine nach Abs. 4 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über die Umweltprüfung, 
 
    wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekannt-

machung der Änderung des Regionalen Flächennut-
zungsplans gegenüber dem Regionalverband Ruhr 
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. 

 
II.  Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hin-

gewiesen: 
 
    Unbeachtlich werden 
 
    1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 be- 

achtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
    2.   eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 

beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Regio-
nalen Flächennutzungsplanes und 

 
    3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 

Abwägungsvorgangs, 
 
    wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekannt-

machung der Änderung des Regionalen Flächennut-
zungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an 
der Ruhr oder Oberhausen unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. 

 
III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen in der geltenden Fas-
sung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung gegen die Änderung des Regionalen 
Flächennutzungsplans nach Ablauf von sechs Mona-
ten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

 
    a)   die vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
    b)   die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden,

    c)   die Oberbürgermeister haben die Ratsbeschlüsse 
zur Änderung des Regionalen Flächennutzungs-
plans vorher beanstandet oder 

 
    d)   der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Gemeinde Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 27.09.2023 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Aufgebot von Sparurkunden 
 

3013132729 
 
Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunde 
werden gemäß Teil 2 - Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der All-
gemeinen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassenge-
setz für Nordrhein-Westfalen aufgefordert, binnen drei 
Monaten ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
 
Andernfalls wird die Sparurkunde für kraftlos erklärt. 
 
Oberhausen, 26.09.2023  
 
 
STADTSPARKASSE OBERHAUSEN 
- Der Vorstand - 
 
 

Jahresabschluss 2022 
 
TZU Technologiezentrum Umweltschutz Management 
GmbH 
Essener Straße 3, 46047 Oberhausen 
 
Jahresabschluss 2022 
 
Die Gesellschaft hat am 31. August 2023  
 
     -    den Jahresabschluss für das Jahr 2022 
     -    nebst Anhang 
     -    und Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
beim UNTERNEHMENSREGISTER unter der Nummer 
HRB 12246 eingereicht. 
 
Der Jahresabschluss kann in den Geschäftsräumen der 
TZU Technologiezentrum Umweltschutz Management 
GmbH eingesehen werden. 
 
Oberhausen, 27. September 2023 
 
 
Jürgen Robert Schmidt 
Der Geschäftsführer 
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Öffentliche Bekanntmachung des Wahllei-
ters der Stadt Oberhausen 
 
Der aus dem Listenwahlvorschlag der Partei DIE LINKE 
in die Bezirksvertretung Sterkrade gewählte Vertreter, 
Herr Lühr Koch, hat gem. §§ 38, 46a des Gesetzes über 
die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen 
(Kommunalwahlgesetz - KWahlG) dem Wahlleiter zur 
Niederschrift erklärt, dass er auf sein Mandat verzichtet 
und ist mit Ablauf des 14. September 2023 aus der 
Bezirksvertretung Sterkrade ausgeschieden.  
 
Als Nachfolgerin wird 
 
Frau 
Stefanie Christine Wehling 
Oberhausen 
geboren 1990 in Oberhausen 
E-Mail: s.c.wehling@web.de 
Studentin 
 
festgestellt.  
 
Gegen diese Feststellung kann beim Wahlleiter – Fach-
bereich Wahlen – schriftlich oder mündlich zur Nieder-
schrift Einspruch gem. §§ 39, 45, 46a des Gesetzes 
über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-
Westfalen (Kommunalwahlgesetz - KWahlG), in der 
aktuellen Fassung, eingelegt werden.  
 
Die Einspruchsfrist rechnet einen Monat vom Zeitpunkt 
dieser Bekanntmachung an. 
 
Oberhausen, 06.10.2023 
 
 
gez.: 
Motschull 
- Wahlleiter -  
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Postvertriebsstück 

 
- Entgelt bezahlt -  

 
DPAG

Herausgeber: 
Stadt Oberhausen, Der Oberbürgermeister, 
Pressestelle und Virtuelles Rathaus, 
Schwartzstraße 72, 46042 Oberhausen, 
Telefon 0208 825-2116 
Online-Abonnement zum Jahresbezugspreis von 16,-- Euro, 
Post-Abonnement zum Jahresbezugspreis von 28,-- Euro 
das Amtsblatt erscheint zweimal im Monat

148


